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 Ergänzungsschreiben zum ARS Nr. 04/2011 vom 16.05.2011 - Arbeitsstellen an Stra-

ßen - Meldung zur Baubetriebsplanung 

 

1. ARS Nr. 04/2011 vom 16.05.2011; Einführungsschreiben des Ministeriums für 

Verkehr und Infrastruktur Baden-Württemberg vom 10.08.2011, Az.: 63-

3961.6/224 (Arbeitsstellen an Straßen) 

2. ARS Nr. 24/2002 vom 22.10.2002; Einführungsschreiben des Ministeriums für 

Umwelt und Verkehr Baden-Württemberg vom 27.11.2002, Az.: 66-3961.6/140 

(Koordinierte Baubetriebsplanung) 

 

Anlagen 

Checkliste zur Planung von Arbeitsstellen an Bundesfernstraßen 

 

 
Allgemeines 

 

(1) Mit dem Allgemeinen Rundschreiben (ARS) Nr. 04/2011 vom 16.05.2011 des 

damaligen Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 

(BMVBS) wurde die Meldung zur Baubetriebsplanung incl. Ergänzungsblatt 

neu geregelt. 
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(2) Die Meldung im Rahmen der Baubetriebsplanung wurde mit der Meldung des 

gemeinsamen Baustelleninformationssystems des Bundes und der Länder 

(BIS) vereinheitlicht und zusammengeführt. 

 

(3) Des weiteren wurde festgelegt, dass die Meldung der Baubetriebsplanung alle 

drei Monate (zum 1. März, 1. Juni, 1. Sep. und 1. Dez.) zu erfolgen hat. 

 

(4) Zusätzlich wurde mit dem unter Bezug 2 genannten Einführungsschreiben vom 

27.11.2002 des damaligen Ministeriums für Umwelt und Verkehr Baden-

Württemberg die Meldepflicht der Baubetriebsplanung an die Landesstelle für 

Straßentechnik (LST) auf die Regierungspräsidien übertragen. 

 

(5) Um die Planung von Arbeitsstellen auf Bundesfernstraßen zu optimieren und 

für die Regierungspräsidien zu vereinfachen, wurde jetzt von der LST eine 

Checkliste (siehe Anlage) erstellt.  

 

(6) Mit Hilfe dieser Checkliste wird der Anwender bei der Planung von Arbeitsstel-

len auf Bundesfernstraßen mit einer Dauer von mindestens 4 Tagen unter-

stützt. Nach der Planung der Baumaßnahme und mindestens 3 Monate vor 

Veröffentlichung der Ausschreibung ist die ausgefüllte Checkliste an das für die 

koordinierte Baubetriebsplanung zuständige Referat 91 der LST zu übersen-

den. 

 
Anwendung in Baden-Württemberg 

 

(7) Das Ergänzungsschreiben zum ARS Nr. 04/2011 mit der Checkliste ist im Ge-

schäftsbereich der Bundesfernstraßen in der Baulast des Bundes ab sofort bei 

allen Planungen von Arbeitsstellen auf Bundesfernstraßen mit einer Dauer von 

mindestens 4 Tagen anzuwenden und bei der nächsten Meldung zu verwen-

den. 

 
Bezug der Unterlagen 

 

(8) Die Bereitstellung der Checkliste erfolgt im Intranet der Straßenbauverwaltung 

unter folgender Adresse (http://www.sbv.bwl.de/landesstelle-fuer-

strassentechnik-lst.html). 
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(9) Im BIS Intranet ist ebenfalls ein Link eingefügt, der auf die oben genannte Sei-

te im Intranet der Straßenbauverwaltung führt. 

 
Schlussbestimmungen 

 

(10) Das unter Bezug 1 genannte Schreiben wird um dieses Ergänzungsschreiben 

erweitert und entsprechend der VwV Re-StB-BW vom 01.07.2008 in die Liste 

der Regelwerke der Straßenbauverwaltung Baden-Württemberg im Internet- 

und Intranetangebot der Abteilung Landesstelle für Straßentechnik beim Regie-

rungspräsidium Tübingen im Sachgebiet 7 Straßenverkehrstechnik und Stra-

ßenausstattung und dort im Bereich 7.3 Arbeitsstellen an Straßen eingestellt. 

 

 

gez. Zembrot 

 



1 
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Checkliste zur Planung von Arbeitsstellen an Bundes fernstraßen  
 

Diese Checkliste hilft Ihnen bei der Planung von Arbeitsstellen. 
 
Der „Leitfaden zum Arbeitsstellenmanagement auf Bundesautobahnen“ sowie die „Ausfüh-
rungshinweise zum Leitfaden zum Arbeitsstellenmanagement auf Bundesautobahnen“ 
wurden mit ARS-Nr. 04/2011 vom 16. Mai 2011 durch das BMVBS eingeführt. Vom MVI 
wurden diese Regelungen mit Schreiben vom 10. August 2011 (Az. 63-3961.6/224) einge-
führt. Die Regelungen gelten in entsprechender Weise auch für mehrbahnige Bundesstra-
ßen. 
 
Im Leitfaden zum Arbeitsstellenmanagement auf Bundesautobahnen, den dazugehörigen 
Ausführungshinweisen und den einführenden Rundschreiben werden Vorgaben zur Ar-
beitsstellengestaltung vorgegeben. Die kursiv dargestellten Textpassagen, unter den jewei-
ligen Vorgaben, sind aus den oben genannten Vorschriften zitiert und zum Teil mit zusätz-
lichen Hinweisen ergänzt (nicht kursiv). Bei der Bearbeitung der Checkliste sind die Ant-
wortmöglichkeiten, hinter den mit <…> gekennzeichneten Feldern, auszuwählen. Die grau 
hinterlegten Felder sind selbst auszufüllen. 
 

Bezeichnung der Maßnahme:       

Bundesautobahn <BAB Nr. und Richtung von A nach B> 
[Fahrtrichtung A – B] 

zwischen den Anschlussstellen 
<...>       (   ) [Name (BAB Knoten Nr.)] 

<...>       (   ) [Name (BAB Knoten Nr.)] 

Richtungsfahrbahn der Baumaßnahme 

 

Art der geplanten Maßnahme 

      [Von A – Nach B/ B – A/ beide] 

Von Betr.km       bis Betr. km       

<Bezeichnung der Maßnahme gem. Leitfaden> 

 

Vorgabe 1: Meldung zur Baubetriebsplanung (ARS-Nr. 04/2011 IV) 

„Geplante Arbeitsstellen mit erforderlichen Verkehrsbeschränkungen an vier oder mehr 
Kalendertagen sind rechtzeitig, spätestens zwei Monate vor Veröffentlichung der Aus-
schreibung mitzuteilen.“ 

Für die Meldung zur Baubetriebsplanung inkl. Ergänzungsblatt und geplante Sperrungen 
hat das MVI dem BMVI die genannten Listenblätter alle drei Monate jeweils zum 1. März, 
1. Juni, 1.September und 1. Dezember zu übersenden. 
Um diese Termine einhalten zu können, sind die Meldungen von Arbeitsstellen bzw. Ände-
rungen an die Landesstelle für Straßentechnik mit einem Vorlauf von drei Monaten vor 
Veröffentlichung der Ausschreibung zu übersenden. 

Veröffentlichung im Staatsanzeiger:          [TT.MM.JJJJ] 

Geplante Submission:            [TT.MM.JJJJ] 

Geplanter Baubeginn:            [TT.MM.JJJJ] 

Geplantes Bauende:            [TT.MM.JJJJ] 

Geplante Baudauer:         Kalendertage 
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Vorgabe 2: Wahl der Verkehrsführung (Leitfaden 4.1. 1) 

„Die Wahl der Verkehrsführung ist unter volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten in Abhän-
gigkeit von der Verkehrsstärke gemäß den Richtlinien für die Sicherung von Arbeitsstellen 
an Straßen (RSA) vorzunehmen. Im Bereich von Arbeitsstellen ist grundsätzlich die vor-
handene Zahl der Fahrstreifen zu erhalten.“ 
 
Regelungen zu 4-streifigen Querschnitten (ARS-Nr. 0 4/2011 III) 
„4s+0“-Verkehrsführungen bei einer befestigten Gesamtbreite von 11,50 m und weniger 
haben aufgrund der resultierenden geringen Behelfsfahrstreifenbreiten bei zunehmenden 
Breiten der Fahrzeuge Einfluss auf das Unfallgeschehen und die Leistungsfähigkeit. Nach 
Fußnote 2 der Tabelle D1 der RSA ist eine Behelfsfahrstreifenbreite (für den unbeschränk-
ten Fahrstreifen) von 3,25 m anzustreben, d.h. z.B. bei einer Verkehrsführung „4+0“ eine 
Mindestfahrbahnbreite von 11,50 m. Zur Berücksichtigung der erforderlichen Breite der 
transportablen Schutzeinrichtung bitte ich, insbesondere bei höheren Verkehrsstärken, bei 
Maßnahmen der grundhaften Erneuerung von BAB-Betriebsstrecken bzw. der Planung von 
Ersatzneubauten von Brückenüberbauten an BAB-Stecken grundsätzlich zu prüfen, ob 
wirtschaftlich vertretbare Möglichkeiten bestehen, eine Fahrbahnbreite von 12,00 m zu rea-
lisieren.“  

Welche Verkehrsführung ist geplant: <...>   +  <...> 

 

gegen     in 
Stationierungsrichtung  Stationierungsrichtung  

 

Vorgabe 3: Anzahl der Fahrstreifen (Leitfaden 4.1.1 ) 

„Im Bereich von Arbeitsstellen ist grundsätzlich die vorhandene Anzahl der Fahrstreifen zu 
erhalten. In Ausnahmefällen kann von dieser Regelung abgewichen werden, wenn kein 
Stau zu erwarten ist. Strecken sind grundsätzlich als stauanfällig anzusehen, wenn das 
Verkehrsaufkommen über 16.000 Kfz/24 h je Fahrstreifen liegt“. 

Verkehrsführungen mit Wegfall von Fahrstreifen: <...> 

Schwellenwert von 16.000 Kfz/24 h/Fahrstreifen über schritten: <...> 

 
Liegt eine Fahrstreifenreduzierung und/ oder eine Schwellenwertüberschreitung vor, so 
sind gem. ARS-Nr. 04/2011 IV zusätzliche Angaben für das „Ergänzungsblatt zum 
Arbeitsstellen – Listenblatt“ auszufüllen: 

Anzahl  
Samstage 

Arbeitszeit wö-
chentlich Art der Bauzeitverkürzung 

Anzahl Stundenzahl 
Neben-

angebote 
funktionale Leistungs-

beschreibung 

Beschleunigungs-
vergütung 

Bonus/Malus 

            <...> <...> <...> 
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Vorgabe 4: Fahrstreifenbreite (Leitfaden 4.1.1) 

„Die Mindestbreite von Behelfsfahrstreifen enthält Tabelle D-1 der RSA (1995): Mindest-
breite von Behelfsfahrstreifen in Abhängigkeit von der Länge der Arbeitsstelle.“ 

Fahrzeugbreite Länge der Arbeitsstelle 

 bis zu 6 km mehr als 6 km 
bis zu 9 km 

mehr als  
9 km 

Beschränkung auf bis zu 2,10 m (Z 264)1 2,60 m 
(3,25)² 

3,00 m 
(3,25 m)² 

3,25 m 
(3,00 m)3,4 

unbeschränkt 3,25 m 
(3,00 m)3,4 

1) Ist eine Fahrstreifenbreite von 2,60 m nicht zu realisieren, sind ausnahmsweise Fahrstreifenbreiten von 2,50 m 
vorzusehen mit einer Beschränkung auf 2,00 m (Z 264) 
2) Bei einer Verkehrsführung mit nur 1 Behelfsfahrstreifen für eine Fahrtrichtung auf der Gegenfahrbahn; ggf. muss 
vorher ausgebaut oder verbreitert werden (vergl. 3+1-,3+0- und 4+2-Verkehrsführungen in Tabelle D-3) 
3) Durch einen entsprechenden vorherigen Fahrbahnanbau bzw. eine Verbreiterung ist eine Behelfsfahrstreifenbreite 
von 3,25 m anzustreben. Ist dies nicht möglich, sind die Bankette ausreichend zu befestigen. 
4) Im Bereich z.B. von Feiertagen darf die Fahrstreifenbreite vorübergehend und auf eine geringere Streckenlänge auf 
dieses Maß eingeengt werden. 

 

Welche Fahrstreifenbreite ist geplant: Fahrtrichtung A - B:       [m] 
 Fahrtrichtung B - A:       [m] 
 
Begründung bei Nichteinhaltung der Fahrstreifenbrei te:       
 

Vorgabe 5: Geschwindigkeit (ARS-Nr. 04/2011 III, Le itfaden 4.1.1) 

„Arbeitsstellen an Autobahnen sind gemäß RSA grundsätzlich so zu planen und zu gestal-
ten, dass sie mit einer Geschwindigkeit von 80 km/h sicher befahren werden können. Dies 
gilt auch für die Verschwenkungsbereiche, Einziehungsbereiche und Überleitungen auf 
Richtungsfahrbahnen (Mittelstreifenüberfahrten)“ 

Eine dauerhafte Beschilderung auf 60 km/h kommt nur in Frage im Bereich geringerer 
Fahrstreifenbreiten (Hauptfahrstreifen < 3,25 m), im Falle schlechter Fahrbahnoberflächen 
und hoher Längsneigungen (> 4 %). 

Welche Geschwindigkeit ist geplant: <...>       
 

Vorgabe 6: Betriebsform (ARS-Nr. 04/2011 III, Leitf aden 4.1.2) 

„Arbeitsstellen längerer Dauer sind grundsätzlich mindestens in der Betriebsform 2 zu pla-
nen. Die Betriebsform 1 kann nur im Einzelfall zur Anwendung kommen, wenn keine ar-
beitsstellenbedingten Staus entstehen.“ 

Die Betriebsformen 3 und 4 sollen zur Anwendung kommen, wenn das Ergebnis der ver-
kehrlichen Bewertung den Grenzwert von 200 Pkw-E/h/FS überschreitet. 

Welche Betriebsform ist geplant:  <...>       
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Vorgabe 7: Einrichtungs-, Umrüstungs-, Abbauzeiträu me (Leitfaden 4.1.5 und 5.1) 

„Eine Einrichtung, Umrüstung oder ein Abbau in hochbelasteten Zeiten ist zwingend zu 
vermeiden. Dies gilt insbesondere für die Spitzenverkehrszeiten an Hauptreisetagen des 
Ferienverkehrs sowie vor und nach Wochenenden.“ 

„Bei Arbeitsstellen längerer Dauer sind für Einrichtungs-, Umrüst-und Abbautage in den 
Vertragsunterlagen auf Grundlage der Tagesganglinien stundenscharfe Zeitfenster vorzu-
geben.“ 

Einrichtung der Baustelle:       - Abbau der Baustelle:       [TT.MM.JJJJ] 

Vorgabe eingehalten:  <...>       
 

Vorgabe 8: Einbeziehung der Kapazität der U-Strecke n in die Planung  
(Leitfaden 4.1.8) 

„In Netzbereichen ohne die Möglichkeit einer Umlenkung auf alternative BAB-Strecken ist 
die ausreichende Kapazität von Umleitungsstrecken im untergeordneten Straßennetz (U-
Strecken) insbesondere auch betrieblich anzustreben. Es ist sicherzustellen, dass die Ka-
pazität der U-Strecken nicht durch Arbeitsstellen eingeschränkt wird. Ferner ist die auf den 
U-Strecken aktuell vorhandene Verkehrsnachfrage restkapazitätsmindernd zu berücksich-
tigen.“  

Umleitungsstrecke – U       in Stationierungsrichtung [U-Nummer] 
Umleitungsstrecke – U       gegen Stationierungsrichtung [U-Nummer] 

Vorgabe eingehalten: <...>       
 

Vorgabe 9: Freihalten von Alternativrouten (Leitfad en 4.2.1) 

„Alternative Routen sind von Arbeitsstellen freizuhalten. Arbeitsstellen längerer Dauer im 
Abstand von 5 km vor einer Landesgrenze und auf länderübergreifenden Netzabschnitten 
sind bei der Planung mit dem angrenzenden Bundesland abzustimmen.“ 

Diese Vorgabe gilt auch für Netzabschnitte innerhalb des Landes. 
Arbeitsstelle liegt im Netzabschnitt       bzw. innerhalb von 5 km zur Landesgrenze 
      

Vorgabe eingehalten: <...>       
 

Vorgabe 10: Arbeitsstellenlänge (Leitfaden 4.2.2) 

„Arbeitsstellenlänge von mehr als 12 km sollen vermieden werden.“ 

Derzeit ist nach BMVBS (2011) eine maximale Arbeitsstellenlänge von 12 km zulässig. 
Dieser Wert wurde festgelegt, um den Verkehrsteilnehmern nur im begrenzten Rahmen 
der schwierigen Fahraufgabe in Arbeitsstellen auszusetzen. Eine Überschreitung des 
Grenzwertes ist nur unter besonderen Vorkehrungen (z.B. breite Fahrstreifen) akzeptabel.  

Vorgabe eingehalten: <...>       
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Vorgabe 11: Abstand zwischen Arbeitsstellen (Leitfa den 4.2.2) 

„Der Abstand zwischen zwei Arbeitsstellen längerer Dauer soll mindestens 5 km betragen.“ 

Die Regel stellt sicher, dass zwischen zwei Arbeitsstellen immer eine Beruhigungsstrecke 
vorhanden ist, in der sich die Fahrer von der anspruchsvollen Fahraufgabe in der Arbeits-
stelle erholen können. 

Vorgabe eingehalten: <...>       
 

Vorgabe 12: Fahrstreifenbreiten in gestaffelten Bau stellen (Leitfaden 4.2.2) 

„Beträgt der Abstand zwischen zwei Arbeitsstellen weniger als 10 km, sollte bei der  
Festlegung der Behelfsfahrstreifenbreite nach den RSA von der Summe der Arbeitsstellen-
längen ausgegangen werden.“ 

Mit dieser Regel soll sichergestellt werden, dass bei einer Staffelung von mehreren Bau-
stellen hintereinander auf dem Überholfahrstreifen eine größere Breite als in einer Einzel-
baustelle zur Verfügung steht. (siehe auch Vorgabe 4) 

Vorgabe eingehalten: <...>       
 

Vorgabe 13: Vorkehrungen für Störfälle in Arbeitsst ellen (Leitfaden 4.3) 

„(13a) In hochbelasteten Arbeitsstellen längerer Dauer können Kameras für die Feststel-
lung und Validierung von Störfällen sinnvoll sein. Dazu soll die Ausstattung von Bereichen 
mit besonderem verkehrlichen Bedarf mit (zoom-und schwenkbaren) Kameras im Rahmen 
des Bauauftrages geprüft werden.  
(13b) Bereits in der Planungs-bzw. Ausführungsphase von größeren Maßnahmen sollten 
Vertreter der Feuerwehr, der Polizei und der Rettungskräfte involviert werden, um Einfluss 
auf erforderliche Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit und Gewährleistung der Zu-
gänglichkeit (Rettungszufahrten, zusätzliche Mittelstreifenüberfahrten) nehmen zu können.  
(13 c) Bei Arbeitsstellen längerer Dauer von mehr als 1 km Länge sollen nach Möglichkeit 
Nothaltebuchten eingerichtet werden.“ 
 
Vorgabe 13a: Ausstattung mit Kameras geplant: <...>       

Vorgabe 13b: Rettungszufahrten/zus. Mittelstreifenü berfahrten geplant: <...>       

Vorgabe 13c: Nothaltebuchten geplant: <...>       
 

Vorgabe 14: Nutzung von Streckenbeeinflussungsanlag en (Leitfaden 6.2.1) 

„Streckenbeeinflussungsanlagen sollen in Arbeitsstellenbereichen möglichst weiterbetrie-
ben und für Zwecke der Verkehrsdatenerfassung und Verkehrsbeeinflussung genutzt wer-
den. Sofern erforderlich und sinnvoll, ist die Steuerung dieser Einrichtungen bei Arbeitsstel-
len längerer Dauer an die Arbeitsstellenverkehrsführung anzupassen.“  

Vorgabe berücksichtigt: <...>       
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Vorgabe 15: Einsatz von Stauwarnanlagen (Leitfaden 6.2.2/ Erlass MVI v. 12.02.2013 
Az. 22-3961.4/104) 

„Einsatzbereich: 

Dauer der Arbeitsstelle / 
Belastung 

Hochbelastete zweibahnige 
Bundesfernstraßen 

(≥ 16.000 Fz/(24h*Fahrstreifen)) 

Geringbelastete zweibahni-
ge Bundesfernstraßen 

(< 16.000 Fz/(24h*Fahrstreifen)) 

Dauer ≥ vier Wochen Einsatz generell vorsehen Einsatz nur auf Anordnung 
der Verkehrsbehörde 

Dauer < vier Wochen Einsatz nur auf Anordnung 
der Verkehrsbehörde 

Einsatz nur im begründeten 
Einzelfall 

 

Notwendige Voruntersuchungen: 
1. Das Einholen einer Wirtschaftlichkeitsberechnung (Nutzen-Kosten-Analyse) bei der 

Landesstelle für Straßentechnik (LST) ist nicht mehr notwendig. In Einzelfällen kann 
zur Entscheidungshilfe bei der LST fachtechnische Beratung nachgefragt werden. 
Eine automatisierte Wirtschaftlichkeitsberechnung auf der Grundlage der koordinier-
ten Baubetriebsplanung erfolgt nicht mehr. 

2. Sofern die nach § 44 (1) StVO zuständigen Verkehrsbehörden den Einsatz von 
mStWA bei geringer belasteten zweibahnigen Bundesfernstraßen anordnen 
(< 16.000FZ/(24h*Fahrstreifen)), ist auch dann das Einholen einer Wirtschaftlich-
keitsberechnung nicht notwendig“ 

Vorgabe eingehalten: <...>       
 

Vorgabe 16: Planung von Arbeitsstellen (Leitfaden 4 ) 

„Ziel der Planung ist es, möglichst keinen Stau entstehen zu lassen. Dazu sind für jede 
Arbeitsstelle die verkehrlichen Auswirkungen zu bewerten. Gegebenenfalls sind alterna-
tive Ausführungsvarianten zu untersuchen.  Hierbei ist eine netzweite Koordination der 
Maßnahmen unter den Aspekten Verkehrsverträglichkeit sowie effizienter und wirtschaftli-
cher Nutzung der bautechnischen Ressourcen vorzunehmen.“ 

Vorgabe berücksichtigt: <...>       
 


